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ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNGEN 
 

Beschlüsse der 24./V Sitzung der Gemeindevertretung der Gemeinde Wustermark am 
15. September 2010 

Öffentlicher Teil 
2. Satzung der Gemeinde Wustermark zur Änderung der 
Hauptsatzung der Gemeinde Wustermark vom 
18.03.2009, geändert durch die 1. Satzung der Gemein-
de Wustermark zur Änderung der Hauptsatzung der 
Gemeinde Wustermark vom 23.07.2010 
hier: Beratung und Beschlussfassung zu der 2. Änderung 
Vorlage: B-121/2010 
Die Gemeindevertretung beschließt: 
§ 2 Abs. 4  1. Anstrich der Hauptsatzung der Gemeinde 
Wustermark vom 18.03.2009 erhält ab dem 01.11.2010 fol-
gende Fassung: 

− mit den laufenden Nummern 0 bis 7 und 10 bis 19 das 
Wappen der Gemeinde Wustermark gemäß der Verord-
nung über kommunale Hoheitszeichen (Kommunale Ho-
heitszeichenverordnung – KommHzV) in der jeweils gül-
tigen Fassung 

Größe Ø lfd. Nr. (x) Umschrift

35 mm 0 Gemeinde Wustermark
Der Bürgermeister
(x) 
Landkreis Havelland 

35 mm 1 bis 4 Gemeinde Wustermark
(x) 
Landkreis Havelland 

20 mm 5 bis 7 Gemeinde Wustermark
(x) 
Landkreis Havelland 

35 mm 8 und 9 Gemeinde Wustermark
Schiedsstelle 
(x) 
Landkreis Havelland 

35 mm 10 Gemeinde Wustermark
Grundschule 
(x) 
Landkreis Havelland 

35 mm 11 Gemeinde Wustermark
Oberschule 
(x) 
Landkreis Havelland 

20 mm 12 bis 14 Gemeinde Wustermark
(x) 
Landkreis Havelland 

13 mm 15 bis 19 Gemeine Wustermark 
(x) 

Landkreis Havelland 

Einstimmig beschlossen 
Abstimmungsergebnis: 
Ja: 12 Nein: 0 Enthaltung: 0 

 

 

Abdruck der Satzung siehe Seite 6. 

Kindertagesstätten-Ausschüsse in der Gemeinde Wus-
termark 
hier: Benennung eines Mitgliedes des Trägers der Einrich-
tungen für die Ausschüsse 
Vorlage: B-099/2010 
Es wird beschlossen, 

1. Herrn Roland Mende 
als Vertreter/innen des Trägers für die Kindertagesstätten-
Ausschüsse der kommunalen Einrichtungen zu benennen. 

Einstimmig beschlossen 
Abstimmungsergebnis: 
Ja: 11 Nein: 0 Enthaltung: 1 

 
Empfehlung zur Erhebung von modifizierten An-
schlussbeiträgen durch den Wasser- und Abwasserver-
band Havelland (WAH) von sogenannten Altanlieger-
grundstücken 
hier: Beratung und Beschlussfassung zu der Empfehlung 
Vorlage: B-123/2010 
1. Die Beschlussfassung zu der vorliegenden Beschluss-

drucksache B-123/2010 wird nicht vorgenommen. 
2. Der Bürgermeister wird beauftragt, nach seinem pflicht-

gemäßen Ermessen, zum Wohle der Gemeinde Wus-
termark in der Verbandsversammlung des WAH zu 
stimmen. 

Mehrheitlich beschlossen 
Abstimmungsergebnis: 
Ja: 7 Nein: 5 Enthaltung: 0 

 
Gestaltungssatzung der Gemeinde Wustermark 
hier: Beratung und Beschlussfassung über die Abwägung 
der eingegangenen Stellungnahmen 
Vorlage: B-083/2010 
Es wird beschlossen, dem Abwägungsvorschlag in der Fas-
sung vom März 2010 mit den zuvor ausgereichten Ergän-
zungen zuzustimmen. 

Mehrheitlich beschlossen 
Abstimmungsergebnis: 
Ja: 10 Nein: 1 Enthaltung: 1 

 
Gestaltungssatzung der Gemeinde Wustermark 
hier: Beratung und Beschlussfassung über die Satzung 
Vorlage: B-084/2010 
Es wird beschlossen: 
1. Aufgrund des § 3 Abs. 1 der Kommunalverfassung des 

Landes Brandenburg (BbgKVerf) vom 18. Dezember 
2007 (GVBl. I/07, [Nr. 19], S. 286), geändert durch Arti-
kel 15 des Gesetzes vom 23. September 2008 (GVBl. 
I/08, [Nr. 12, S. 202, 207) in Verbindung mit § 81 Abs.1 
der Brandenburgischen Bauordnung (BbgBO) zuletzt 
geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 13. April 
2010 (GVBl. I/10 [Nr. 17] S. 226) beschließt die Ge-
meindevertretung der Gemeinde Wustermark die Gestal-
tungssatzung der Gemeinde Wustermark, bestehend 
aus dem Satzungstext und den 4 Geltungsbereichen, in 
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der Fassung vom Juni 2010 mit den zuvor ausgereichten 
Ergänzungen als örtliche Bauvorschrift.  

2. Die Begründung zu der o. g. Gestaltungssatzung wird 
gebilligt.  

Mehrheitlich beschlossen 
Abstimmungsergebnis: 
Ja: 10 Nein: 1 Enthaltung: 1 

Hinweis: Die in den Beschlüssen aufgeführten Anlagen 
können, sofern sie nicht mit veröffentlicht sind, während 
der allgemeinen Sprechzeiten der Gemeinde Wustermark 
eingesehen werden. 
 

 
 

Nichtöffentlicher Teil 
Umschuldung 
Vorlage: B-119/2010 

Einstimmig beschlossen 
Abstimmungsergebnis: 
Ja: 10 Nein: 0 Enthaltung: 0 

 
 
 
 

 

 
Beschlüsse der 25./V Sitzung der Gemeindevertretung der Gemeinde Wustermark am 
28. September 2010 

Öffentlicher Teil 
1. Nachtragshaushalt 2010 
hier: Beratung und Beschlussfassung 
Vorlage: B-128/2010 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Wustermark be-
schließt die als Anlage beigefügte 1. Nachtragssatzung zur 
Haushaltssatzung. 

Einstimmig beschlossen 
Abstimmungsergebnis: 
Ja: 14 Nein: 0 Enthaltung: 0 

Hinweis: Die öffentliche Bekanntmachung der 1. Nach-
tragssatzung zur Haushaltssatzung erfolgt, sobald die Ge-
nehmigung der 1. Nachtragssatzung zur Haushaltssatzung 
vorliegt. 
 
Öffentlich-rechtlicher-Vertrag zur Wahrnehmung der 
Aufgaben nach dem Kindertagesstätten-Gesetz (Kita-
Gesetz) 
hier: Beratung und Beschlussfassung über eine Ergän-
zungsvereinbarung für den Vertrag 2008 bis 2010 
Vorlage: B-122/2010 
Es wird beschlossen, die in der Anlage beigefügte Ergän-
zungsvereinbarung zum öffentlich-rechtlichen Vertrag vom 
30.01.2008/10.06.2008 zwischen dem Landkreis Havelland 
und der Gemeinde Wustermark zur Durchführung von Auf-
gaben nach § 12 Abs. 1 KitaGesetz abzuschließen. 

Einstimmig beschlossen 
Abstimmungsergebnis: 
Ja: 14 Nein: 0 Enthaltung: 0 

 
Antrag der Fraktion DIE LINKE.  
Ortsdurchfahrt  Wernitz 
hier: Schaffung der Voraussetzungen für die Aufstellung ei-
nes stationären Blitzers in der Ketziner Straße im Ortsteil 
Wernitz 
Vorlage: A-005/2010 
Es wird beschlossen: 
Die Gemeindevertretung Wustermark beauftragt die Verwal-
tung unter Beachtung der Hinweise der Interessengemein-
schaft Wernitz, eine Vorverlegung des Ortseingangsschildes 

in der Ketziner Straße um 150 m in Richtung Ketzin 
schnellstmöglich zu beantragen, damit die Aufstellung eines 
durch den Landkreis finanzierten stationären Blitzers ermög-
licht wird. 

Einstimmig beschlossen 
Abstimmungsergebnis: 
Ja: 14 Nein: 0 Enthaltung: 0 

 
Beschlussantrag der Fraktionen DIE LINKE. und CDU 
der Gemeindevertretung Wustermark 
Straßenbauvorhaben Puschkinstraße 2. BA 
hier: Korrektur bzw. Ergänzungen zum Beschluss B-
092/2010 bzw. Umsetzung des Beratungsergebnisses zwi-
schen Verwaltung und ausführendem Bauunternehmen 
Vorlage: A-006/2010 
Die Gemeindevertretung Wustermark beschließt auf Grund-
lage des Protokolls der Gemeindeverwaltung zur Beratung 
zwischen Verwaltung und dem ausführendem Bauunter-
nehmen (STRABAG) in Bezug auf Nachbesserungen des 
Beschlusses B-092 folgende Maßnahmen, die die Gemein-
deverwaltung schnellstmöglich zu veranlassen bzw. in Auf-
rag zu geben hat: 
Der Kreuzungsausbau der Kreuzungen Puschkinstraße / 
Gartenstraße und Puschkinstraße / Breite Straße erfolgen 
nicht in der geplanten Ausführung mit Großpflaster, sondern 
in der Ausführung heller Asphalt. Gleichzeitig wird der As-
phalt auf dem neu zu errichtenden Straßenabschnitten nicht 
in hellem, sondern schwarzem Asphalt ausgeführt, um den 
Kreuzungsbereich farblich abzugrenzen. 

Mehrheitlich beschlossen 
Ergebnis der namentlichen Abstimmung: 
Ja: 7 Nein: 5 Enthaltung: 1  Befangen: 1 

 
 
 
 
 
Hinweis: Die in den Beschlüssen aufgeführten Anlagen 
können, sofern sie nicht mit veröffentlicht sind, während 
der allgemeinen Sprechzeiten der Gemeinde Wustermark 
eingesehen werden. 
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1. Satzung der Gemeinde Wustermark zur Änderung der Hauptsatzung der Gemeinde Wuster-
mark (HS) 

Aufgrund der §§ 4 und 28 Abs. 2 Nr. 2 der Kommunalver-
fassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) vom 18. De-
zember 2007 (GVBI. I S. 286), hat die Gemeindevertretung 
der Gemeinde Wustermark in ihrer Sitzung am 18. März 
2009, geändert durch die 1. Satzung der Gemeinde Wus-
termark zur Änderung der Hauptsatzung der Gemeinde 
Wustermark vom 23.07.2010 (Beschluss-Nr. B-080/2010 
vom 07.07.2010, Amtsblatt Nr. 5 für die Gemeinde Wuster-
mark vom 05.08.2010), wird mit Beschluss in der Sitzung 
der Gemeindevertretung am 15.09.2010, folgende Haupt-
satzung beschlossen: 

§ 1 
Name der Gemeinde / Ortsteile 

(§ 9 BbgKVerf) 

(1) Die Gemeinde führt den Namen „Gemeinde Wuster-
mark“. 

(2) Sie hat die Rechtsstellung einer amtsfreien Gemeinde. 
(3) In der Gemeinde bestehen die folgenden Ortsteile: 

a) Ortsteil Buchow-Karpzow – Der Ortsteil umfasst das 
Gebiet der ehemals selbstständigen Gemeinde 
Buchow-Karpzow in den Grenzen vom 30.12.2002. 

b) Ortsteil Elstal – Der Ortsteil umfasst das Gebiet der 
ehemals selbstständigen Gemeinde Elstal in den 
Grenzen vom 30.12.2002 unter Berücksichtigung der 
Zuordnung der Flächen nördlich der Bundesstraße B 
5 und östlich der Bahngleise des Berliner Außenrin-
ges des Ortsteiles Wustermark gemäß Beschluss der 
Gemeindevertretung vom 19.02.2003 – Beschluss-
drucksache: B/019/2003. 

c) Ortsteil Hoppenrade mit dem Gemeindeteil Hoppen-
rade-Ausbau – Der Ortsteil umfasst das Gebiet der 
ehemals selbstständigen Gemeinde Hoppenrade in 
den Grenzen vom 30.12.2002. 

d) Ortsteil Priort – Der Ortsteil umfasst das Gebiet der 
ehemals selbstständigen Gemeinde Priort in den 
Grenzen vom 30.12.2002. 

e) Ortsteil Wustermark mit den Gemeindeteilen Dyrotz, 
Dyrotz-Luch und Wernitz – Der Ortsteil umfasst das 
Gebiet der ehemals selbstständigen Gemeinde Wus-
termark in den Grenzen vom 30.12.2002 unter Be-
rücksichtigung der Zuordnung der Flächen nördlich 
der Bundesstraße B 5 und östlich der Bahngleise 
des Berliner Außenringes zum Ortsteil Elstal gemäß 
Beschluss der Gemeindevertretung vom 19.02.2003 
– Beschlussdrucksache: B/019/2003. 

§ 2 
Wappen, Flagge, Dienstsiegel 

(§ 10 BbgKVerf) 

(1) Die Gemeinde Wustermark führt ein Wappen, eine Flag-
ge und ein Dienstsiegel. 

(2) Das Wappen der Gemeinde Wustermark zeigt innerhalb 
eines von Silber und Rot zehnfach gestückten Bordes in 
Grün unter einem flachen goldenen Doppelsturzsparren 
fünf im Verhältnis 3:2 ineinander verschlungene goldene 
Ringe. 

(3) Die Flagge der Gemeinde Wustermark führt dreistreifig 
die Farben Grün-Gelb-Grün (Grün-Gold-Grün) im Ver-
hältnis 1:4:1 mit dem Gemeindewappen im Mittelstreifen. 

(4) Die Dienstsiegel der Gemeinde Wustermark werden fort-
laufend nummeriert und zeigen  

- mit den laufenden Nummern 0 bis 7 und 10 bis 19 das 
Wappen der Gemeinde Wustermark gemäß der Ver-
ordnung über kommunale Hoheitszeichen (Kommuna-
le Hoheitszeichenverordnung – KommHzV) in der je-
weils gültigen Fassung 

und 
- mit den laufenden Nummern 8 und 9 das Landeswap-

pen gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 12 der Verordnung über die 
Hoheitszeichen des Landes Brandenburg (Hoheitszei-
chenverordnung – HzV) vom 20. April 2007 (GVBl. 
II/07, [Nr. 9], S. 106) entsprechend der in Anlage 1 zu 
§ 2 Abs. 1 des Gesetzes über die Hoheitszeichen des 
Landes Brandenburg (Hoheitszeichengesetz – HzG) 
vom 30. Januar 1991  (GVBl. I/91, [Nr. 04], S. 26)  

dargestellten Abbildung, sowie gemäß § 5 Abs. 1 Kom-
munale Hoheitszeichenverordnung – KommHzV die fol-
gende Umschrift in dunklem Farbdruck: 

Größe Ø lfd. Nr. (x) Umschrift

35 mm 0 Gemeinde Wustermark
Der Bürgermeister 

(x) 
Landkreis Havelland 

35 mm 1 bis 4 Gemeinde Wustermark
(x) 

Landkreis Havelland 

20 mm 5 bis 7 Gemeinde Wustermark
(x) 

Landkreis Havelland 

35 mm 8 und 9 Gemeinde Wustermark
Schiedsstelle 

(x) 
Landkreis Havelland 

35 mm 10 Gemeinde Wustermark
Grundschule 

(x) 
Landkreis Havelland 

35 mm 11 Gemeinde Wustermark
Oberschule 

(x) 
Landkreis Havelland 

20 mm 12 bis 14 Gemeinde Wustermark
(x) 

Landkreis Havelland 

13 mm 15 bis 19 Gemeine Wustermark 
(x) 

Landkreis Havelland 

§ 3 
 Unterrichtung und Beteiligung der Einwohner 

(§ 13 BbgKVerf) 

(1) Neben Einwohneranträgen (§ 14 BbgKVerf), Bürgerbe-
gehren und Bürgerentscheiden (§ 15 BbgKVerf) beteiligt 
die Gemeinde ihre betroffenen Einwohner in wichtigen 
Gemeindeangelegenheiten förmlich mit folgenden Mit-
teln: 
1. Einwohnerfragestunden der Gemeindevertretung 
2. Einwohnerversammlungen 
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(2) Die Einzelheiten der in Abs. 1 Ziff. 1 und 2 genannten 
Formen der Einwohnerbeteiligung werden in einer Sat-
zung über die Einzelheiten der förmlichen Einwohnerbe-
teiligung in der Gemeinde Wustermark näher geregelt. 

(3) Unmittelbare geltende Vorschriften des Landes- oder 
Bundesrechts, die die förmliche Einwohnerbeteiligung 
regeln, bleiben unberührt. 

(4) Im Rahmen des § 36 BbgKVerf hat jede/r Einwohner/in 
das Recht, Beschlussvorlagen zu den in öffentlichen Sit-
zungen der Gemeindevertretung zu behandelnden Ta-
gesordnungspunkten einzusehen. Das Recht kann sie/er 
während der Dienststunden bis zum Tag der Sitzung im 
Rathaus, Hoppenrader Allee 1 in 14641 Wustermark, 
wahrnehmen. 

§ 4 
Ausschluss der Briefabstimmung bei Bürgerentscheiden 

(§ 15 Abs. 6 Satz 2 BbgKVerf) 

Abweichend von § 15 Abs. 6 Satz 1 BbgKVerf wird für die 
Durchführung eines Bürgerentscheides im Sinne von § 15 
BbgKVerf die Möglichkeit der Briefabstimmung ausge-
schlossen. 

§ 5 
Gleichberechtigung von Frau und Mann 

(§ 18 BbgKVerf) 

(1) Die Gleichstellungsbeauftragte nimmt Ihre Rechte wahr, 
indem sie sich an den Vorsitzenden der Gemeindever-
tretung oder des Ausschusses wendet und den abwei-
chenden Standpunkt schriftlich darlegt. Der Vorsitzende 
unterrichtet die Gemeindevertretung oder den Aus-
schuss hierüber in geeigneter Weise und kann der 
Gleichstellungsbeauftragten Gelegenheit geben, den 
abweichenden Standpunkt in einer der nächsten Sitzun-
gen persönlich vorzutragen. 

(2) Die Gleichstellungsbeauftragte ist durch die Gemeinde-
vertretung auf Vorschlag des Hauptverwaltungsbeamten 
durch Abstimmung zu benennen. 

§ 6 
Wertgrenzen bei der Entscheidung der Gemeindevertretung 

(§ 28 Abs. 2 Nr. 17 BbgKVerf) 

(1) Die Gemeindevertretung entscheidet über Geschäfte 
von Vermögensgegenständen der Gemeinde, sofern der 
Wert 150.000 Euro nicht unterschreitet (§ 28 Abs. 2 Nr. 
17 BbgKVerf). Entscheidungen bis zur Wertgrenze trifft 
der Hauptausschuss (§ 50 Abs. 2 Satz 1 BbgKVerf), es 
sei denn, es handelt sich um ein Geschäft der laufenden 
Verwaltung (§ 54 Abs. 1 Nr. 5 BbgKVerf). 

(2) Die Wertgrenzen für Stundungen, Niederschlagungen 
und den Erlass von Forderungen im Sinne des § 28 der 
Verordnung über die Aufstellung und Ausführung des 
Haushaltsplanes der Gemeinden (Gemeindehaushalts-
verordnung – GemHV) vom 26. Juni 2002 (GVBl. II/02, 
[Nr. 19], S. 414), zuletzt geändert durch Verordnung vom 
16. April 2007 (GVBl. II/07, [Nr. 08], S. 102) bestimmt 
sich nach der tatsächlichen Höhe der Forderung. 
Unter dieser Voraussetzung trifft die Entscheidung über 
die Stundung, Niederschlagung oder Erlass von Forde-
rungen der Gemeinde 
− bis zu einer Wertgrenze von 15.000,00 EUR der 

Bürgermeister 

− bis zu einer Wertgrenze von 50.000,00 EUR der 
Hauptausschuss und 

− darüber hinaus die Gemeindevertretung. 

§ 7 
Zuständigkeit für die Genehmigung 

von Dienstreisen des Bürgermeisters 

Für Dienstreisen des Bürgermeisters, die in ein Gebiet au-
ßerhalb der Bundesrepublik Deutschland führen, ist vorab 
die Genehmigung erforderlich. Zuständig für die Erteilung 
der Genehmigung ist der Hauptausschuss. 

§ 8 
Rechte und Pflichten der Gemeindevertreter/innen 

(§ 31 Abs. 3 BbgKVerf) 

(1) Beabsichtigt ein/e Gemeindevertreter/in, Sach- oder Än-
derungsanträge zu einzelnen Tagesordnungspunkten zu 
stellen, so sollen diese begründet sein. 

(2) Jede/r Gemeindevertreter/in kann an den Sitzungen des 
Hauptausschusses und der Fachausschüsse, denen er 
nicht angehört, als Zuhörer teilnehmen. 

(3) Kann ein/e Gemeindevertreter/in die ihm aus seiner Mit-
gliedschaft in der Gemeindevertretung erwachsenen 
Pflichten nicht erfüllen, hat sie/er dies der Gemeinde-
verwaltung mitzuteilen. Ist sie/er an der Teilnahme an 
einer Sitzung der Gemeindevertretung oder eines Aus-
schusses verhindert, so hat sie/er sich vorher bei 
der/dem Vorsitzenden zu entschuldigen und bei einer 
Ausschusssitzung außerdem unverzüglich ihre/n / sei-
ne/n Vertreter/in zu benachrichtigen, sofern Vertre-
ter/innen benannt sind. 

(4) Gemeindevertreter und sachkundige Einwohner teilen 
dem Vorsitzenden der Gemeindevertretung innerhalb 
von vier Wochen nach der konstituierenden Sitzung der 
Gemeindevertretung beziehungsweise im Falle einer Be-
rufung als Ersatzperson nach Annahme der Wahl schrift-
lich ihren ausgeübten Beruf sowie andere vergütete oder 
ehrenamtliche Tätigkeiten mit, soweit dies für die Aus-
übung des Mandates von Bedeutung sein kann. Anzu-
geben sind: 
1. der ausgeübte Beruf mit Angabe des Arbeitgebers 

beziehungsweise Dienstherrn und der Art der Be-
schäftigung oder Tätigkeit. Bei mehreren ausgeübten 
Berufen ist der Schwerpunkt der Tätigkeit anzuge-
ben. 

2. jede Mitgliedschaft im Vorstand, Aufsichtsrat oder ei-
nem gleichartigen Organ einer juristischen Person 
mit Sitz oder Tätigkeitsschwerpunkt in der Gemein-
de. 

(5) Jede Änderung der nach Absatz 1 gemachten Angaben 
ist dem Vorsitzenden der Gemeindevertretung innerhalb 
von vier Wochen nach ihrem Eintritt schriftlich mitzutei-
len. 

(6) Die Angaben nach Absatz 1 werden auf der Internetseite 
der Gemeinde Wustermark veröffentlicht. 

§ 9 
Sitzungen der Gemeindevertretung 

(§ 36 BbgKVerf) 

(1) Die Gemeindevertretung tritt mindestens alle drei Mona-
te zu einer Sitzung zusammen. 

(2) Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzung der Gemeinde-
vertretung werden nach § 14 Abs. 5 dieser Hauptsat-
zung öffentlich bekannt gemacht. 

(3) Die Öffentlichkeit wird bei folgenden Gruppen von Ange-
legenheiten  ausgeschlossen: 
1. Personal- und Disziplinarangelegenheiten, 
2. Grundstücksgeschäfte und Vergaben, 
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3. Abgaben- und Wirtschaftsangelegenheiten Einzel-
ner, 

4. Vertragsangelegenheiten, 
5. die Aufnahme von Darlehen und die Übernahme von 

Bürgschaften, 
6. Prozessangelegenheiten, 
7. Angelegenheiten des Katastrophenschutzes, 
8. Angelegenheiten der Rechnungsprüfung mit Aus-

nahme der Beratung und Beschlussfassung über die 
geprüfte Jahresrechnung, 

§ 10 
Ausschüsse 

(1) Die Ausschussvorsitze werden den Fraktionen nach § 
43 Abs. 5 BbgKVerf in der Reihenfolge der Höchstzah-
len zugeteilt, die sich durch Teilung der Mitgliederzahlen 
der Fraktionen in der Gemeindevertretung durch 1, 2, 3 
usw. ergeben. Bei gleichen Höchstzahlen entscheidet 
das Los, das der Bürgermeister zu ziehen hat. Die Frak-
tionen benennen die Ausschüsse, deren Vorsitz sie be-
anspruchen, in der Reihenfolge der Höchstzahlen und 
bestimmen die Vorsitzenden aus der Mitte der den Aus-
schüssen angehörenden Gemeindevertreter. Die Sätze 
1 bis 3 gelten entsprechend für die Zuteilung der stell-
vertretenden Ausschussvorsitze. 

(2) Die Sitzungen der Ausschüsse, welche die Gemeinde-
vertretung nach § 43 Abs. 1 BbgKVerf bildet, sind öffent-
lich. 

(3) In Angelegenheiten des § 9 Abs. 3 dieser Hauptsatzung 
ist die Öffentlichkeit ausgeschlossen. 

(4) Auf den Hauptausschuss finden die Bestimmungen der 
§§ 49 und 50 BbgKVerf Anwendung. 

§ 11 
Ortsbeiräte 

(1) In der Gemeinde bestehen die in § 1 Abs. 3 dieser 
Hauptsatzung genannten Ortsteile. 

(2) Für die Ortsteile sind jeweils Ortsbeiräte zu wählen. Sie 
bestehen in den Ortsteilen Buchow-Karpzow, Hoppen-
rade und Priort aus jeweils 3 Mitgliedern und in den 
Ortsteilen Elstal und Wustermark aus jeweils 5 Mitglie-
dern. § 9 Abs. 1 und 2 dieser Satzung gelten für die 
Ortsbeiräte entsprechend. 

(3) Die Ortsbeiräte werden in entsprechender Anwendung 
des brandenburgischen Kommunalwahlgesetzes und 
der brandenburgischen Kommunalwahlverordnung für 
die Dauer der Wahlperiode gewählt. Mitglieder der Orts-
beiräte müssen im jeweiligen Ortsteil wohnen. 

(4) Im Übrigen finden die Bestimmungen der §§ 45 bis 48 
BbgKVerf sowie des Gebietsänderungsvertrages vom 
5.3.2002 Anwendung. 

§ 12 
Seniorenbeauftragter 

(§ 19 BbgKVerf) 

Zur Vertretung der Interessen der Senioren in der Gemein-
de bestellt/benennt die Gemeindevertretung einen Senio-
renbeauftragten. Dem Beauftragten ist Gelegenheit zu ge-
ben, gegenüber der Gemeindevertretung zu Maßnahmen 
und Beschlüssen Stellung zu nehmen, die Auswirkungen 
auf seinen Aufgabenbereich haben. Ist er anderer Meinung 
als der Bürgermeister, hat er das Recht, sich an die Ge-
meindevertretung oder deren Ausschüsse zu wenden. Dies 
erfolgt regelmäßig in schriftlicher Form. Die Anhörung findet 

nicht statt, wenn der Beauftragte rechtlich oder tatsächlich 
an der Wahrnehmung seiner Aufgaben gehindert ist. 

§ 13 
Gemeindebedienstete 

(1) Der Bürgermeister entscheidet nach § 62 BbgKVerf im 
Rahmen des Stellenplanes über die personalrechtlichen 
Angelegenheiten 
a) der Beschäftigten bis zur Entgeltgruppe 9 TvöD 
b) der Beamten bis zur Besoldungsgruppe A 9 

BbgBesG 
(2) Die nach geltendem Recht auszustellenden Urkunden 

für Beamte, Arbeitsverträge und sonstige schriftliche Er-
klärungen zur Regelung der Rechtsverhältnisse unter-
zeichnet der Bürgermeister allein 
a) bei den Beschäftigten bis zur Entgeltgruppe 9 TvöD 
b) bei den Beamten bis zur Besoldungsgruppe A 9 

BbgBesG 
(3) Der Hauptausschuss entscheidet – sofern nicht der Bür-

germeister nach Absatz 1 zuständig ist - entsprechend § 
62 BbgKVerf im Rahmen des Stellenplanes über die 
personalrechtlichen Angelegenheiten 
a) der Beschäftigten bis zur Entgeltgruppe 11 TvöD 
b) der Beamten bis zur Besoldungsgruppe A 12 

BbgBesG 

§ 14 
Bekanntmachungen 

(1) Bekanntmachungen erfolgen durch den Bürgermeister. 
(2) Satzungen und sonstige ortsrechtliche Vorschriften sind 

mit ihrem vollen Wortlaut bekannt zu geben. In der Be-
kanntmachung ist, soweit erforderlich, auf eine auf-
sichtsbehördliche Genehmigung unter Angabe der ge-
nehmigenden Behörde und des Datums hinzuweisen. 

(3) Satzungen und sonstige ortsrechtliche Vorschriften wer-
den im „Amtsblatt für die Gemeinde Wustermark mit den 
Ortsteilen: Buchow-Karpzow, Elstal, Hoppenrade, Priort, 
Wustermark“ veröffentlicht. 

(4) Sind Karten, Pläne oder Zeichnungen Bestandteil einer 
Satzung, so kann die öffentliche Bekanntmachung die-
ser Teile nach Absatz 2 und 3 dadurch ersetzt werden, 
dass sie an einer bestimmten Stelle im Rathaus, Hop-
penrader Allee 1, 14641 Wustermark, zu jedermanns 
Einsicht während der Dienststunden ausgelegt werden 
(Ersatzbekanntmachung). 
Diese Form der Bekanntmachung ist nur zulässig, wenn 
der Inhalt der Bestandteile zugleich in der Satzung in 
groben Zügen umschrieben wird. Die Anordnung der Er-
satzbekanntmachung durch den Bürgermeister muss die 
genauen Angaben über Ort und Dauer der Auslegung 
enthalten und ist zusammen mit der Satzung nach Ab-
satz 2 und 3 zu veröffentlichen. 
Die Dauer der Auslegung beträgt 14 Tage. Beginn und 
Ende der Auslegung sind aktenkundig zu machen. 

(5) Sonstige Bekanntmachungen sowie Zeit, Ort und Ta-
gesordnung der Sitzungen der Gemeindevertretung und 
ihrer Ausschüsse erfolgen durch Aushang in den Be-
kanntmachungskästen der Gemeinde Wustermark 
– vor dem Rathaus, Hoppenrader Allee 1, 14641 Wus-

termark, Ortsteil Wustermark, 
– an der Grundstücksmauer in der Priorter Straße des 

Hauses Potsdamer Landstraße 14, 14641 Wuster-
mark, Ortsteil Buchow-Karpzow, 
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– auf dem Karl-Liebknecht-Platz gegenüber der Kirche, 
14641 Wustermark, Ortsteil Elstal, 

– vor dem Haus Potsdamer Straße Nr. 4, 14641 Wus-
termark, Ortsteil Hoppenrade, 

– vor dem Gemeindehaus Priort Chaussee Nr. 26 f, 
14641 Wustermark, Ortsteil Priort. 

Die Schriftstücke über Zeit, Ort und Tagesordnung der 
Sitzung der Gemeindevertretung sind sieben volle Tage 
vor dem Sitzungstag auszuhängen, wobei der Tag des 
Anschlags nicht mitgerechnet wird. Die Abnahme darf 
frühestens am Tag nach der Sitzung erfolgen. Der Tag 
des Anschlags ist bei Anschlag und der Tag der Abnah-
me bei der Abnahme auf dem auszuhängenden Schrift-
stück durch die Unterschrift der/des jeweils verantwortli-
chen Bediensteten zu vermerken. 
Bei abgekürzter Ladungsfrist erfolgt der Aushang einen 
Tag, nachdem die Ladung zur Post gegeben wurde. 
Für sonstige Bekanntmachungen beträgt – soweit keine 
anderen gesetzlichen Bestimmungen bestehen -  die 
Dauer des Aushangs zehn Tage. Hierbei werden der 
Tag des Aushangs und der Tag der Abnahme nicht mit-
gerechnet. 

(6) Die Bekanntmachung von Zeit, Ort und Tagesordnung 
der Sitzungen der Ortsbeiräte erfolgt durch Aushang in 
den Bekanntmachungskästen der Gemeinde in den je-
weiligen Ortsteilen, entsprechend Abs. 5 Satz 1. Im Üb-
rigen gelten die Bestimmungen in Abs. 5 Satz 2 bis 5 
entsprechend. 

(7) Ist eine Satzung unter Verletzung von landesrechtlichen 
Verfahrens- oder Formverschriften zustande gekommen, 
so ist diese Verletzung gemäß § 3 Abs. 4 BbgKVerf un-

beachtlich, wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines Jah-
res seit der öffentlichen Bekanntmachung der Satzung 
gegenüber der Gemeinde unter Bezeichnung der ver-
letzten Vorschrift und der Tatsache, die den Mangel 
ergibt, geltend gemacht worden ist. Dies gilt nicht, wenn 
die Vorschriften über die Genehmigung verletzt worden 
sind. Satz 1 gilt auch für die Verletzung von landesrecht-
lichen Verfahrens- und Formvorschriften über die öffent-
liche Bekanntmachung, jedoch nur dann, wenn sich die 
Betroffenen aufgrund der tatsächlich bewirkten Be-
kanntmachung in zumutbarer Weise verlässlich Kenntnis 
von dem Satzungsinhalt verschaffen konnten. Dies gilt 
entsprechend für den Flächennutzungsplan und für Ver-
ordnungen der Gemeinde (§ 3 Abs. 4 und 6 BbgKVerf). 

§ 15 
Inkrafttreten 

(1) Die 2. Satzung der Gemeinde Wustermark zur Änderung 
der Hauptsatzung der Gemeinde Wustermark tritt am 
01.11.2010 in Kraft. 

(2) Sollten einzelne Regelungen dieser Hauptsatzung nich-
tig oder unwirksam sein, soll dies die Wirksamkeit der 
übrigen Regelungen nicht berühren. 

 

Wustermark, 26.09.2010 

gez. Schreiber 
Bürgermeister 

 

 
 

Aufgrund eines Veröffentlichungsfehlers wird die 1. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung über die 
Straßenreinigung und den Winterdienst der Gemeinde Wustermark vom 07.07.2010 nochmals bekannt ge-
macht: 
 

1. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung über die Straßenreinigung und den Winterdienst 
der Gemeinde Wustermark (Straßenreinigungsgebührensatzung) 

Aufgrund der §§ 3 Abs. 1, 28 Abs. 2 Nr. 9 der Kommunal-
verfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) vom 
18.12.2007 (GVBl. I, S. 286), zuletzt geändert durch Art. 15 
des Gesetzes vom 23.09.2008 (GVBl. I, S. 202, 207) in 
Verbindung mit § 49 a des Brandenburgischen Straßenge-
setzes (BbgStrG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
28.07.2009 (GVBl. I, S. 358-378), zuletzt geändert durch 
Artikel 7 des Gesetzes vom 13.04.2010 (GVBl. I/10, Nr. 17)  
sowie der §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes 
für das Land Brandenburg (KAG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 31.03.2004 (GVBl. I, S. 174), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27.05.2009 
(GVBl. I, S. 160) hat die Gemeindevertretung der Gemeinde 
Wustermark in ihrer Sitzung am 07.07.2010 folgende 1. 
Satzung zur Änderung der Gebührensatzung über die Stra-
ßenreinigung und den Winterdienst der Gemeinde Wuster-
mark (Straßenreinigungsgebührensatzung) beschlossen:  

1. § 4 Abs. 3) der Straßenreinigungsgebührensatzung in 
seiner bisherigen Fassung erhält folgenden neuen Wort-
laut: 
Bei einem Wechsel des Gebührenschuldners geht die 
Gebührenpflicht mit dem Beginn des auf den Wechsel 
folgenden Kalenderjahres auf den neuen Gebühren-
schuldner über. 

2. Diese Änderungssatzung tritt rückwirkend zum 
01.01.2010 in Kraft. 

 

Wustermark, den 06.10.2010 

gez. Schreiber 
Bürgermeister 

 
 

Die vollständige Gebührensatzung über die Straßenreinigung und den Winterdienst der Gemeinde Wus-
termark (Straßenreinigungsgebührensatzung) ist mit der o. g. Änderung zur allgemeinen Information auf 
Seite 13 abgedruckt. 
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Bekanntmachungsanordnung 

Der als Satzung beschlossene Bebauungsplan Nr. E 6 
„Wohngebiet Eulenspiegel-/Scharnhorstsiedlung“, 4. verein-
fachte Änderung der Gemeinde Wustermark, Ortsteil Elstal 
in der Fassung vom Juni 2010, Satzungsbeschluss vom 
07.07.2010 / Fortsetzungssitzung am 08.07.2010 der Ge-
meindevertretung der Gemeinde Wustermark wird hiermit 
gemäß § 14 Abs. 4 der 1. Satzung der Gemeinde Wuster-
mark zur Änderung der Hauptsatzung der Gemeinde Wus-
termark in der seit dem 06.08.2010 geltenden Fassung in 
Form der Ersatzbekanntmachung öffentlich bekannt. 
Im Rahmen der Ersatzbekanntmachung liegen die Plan-
zeichnung und die dazugehörige Begründung gemäß § 14 
Abs. 4 der Hauptsatzung der Gemeinde Wustermark in der 
geltenden Fassung vom  

1. November 2010 bis einschließlich 15. November 2010 
zu jedermanns Einsicht aus.  

Ort: Gemeindeverwaltung Wustermark, Fachbereich II, 
Standortförderung und Infrastruktur, Zimmer 226, 
Hoppenrader Allee 1, 14641 Wustermark 

Zeit: während der Dienststunden  
Montag 9.00 – 15.00 Uhr 
Dienstag 9.00 – 17.30 Uhr 
Donnerstag 9.00 – 16.00 Uhr 
Freitag 9.00 – 12.00 Uhr  

Wustermark, den 20.10.2010 

gez. Schreiber 
Bürgermeister 

 
 
 
 

Bekanntmachung des Bebauungsplanes Nr. E 6 „Wohngebiet Eulenspiegel-/Scharnhorstsiedlung“, 4. ver-
einfachte Änderung der Gemeinde Wustermark, Ortsteil Elstal  
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Wustermark hat in 
der Sitzung am 07.07.2010 in der  Fortsetzungssitzung am 
08.07.2010 den Bebauungsplan Nr. E 6 „Wohngebiet Eu-
lenspiegel-/Scharnhorstsiedlung“, 4. vereinfachte Änderung 
bestehend aus der Planzeichnung und den textlichen Fest-
setzungen gemäß § 10 Baugesetzbuch (BauGB) in der 
Fassung vom 23.09.2004 (BGBI. I, S. 2414), zuletzt geän-
dert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 31.07.2009 (BGBI. I, 
S. 2585) als Satzung beschlossen. Die dazugehörige Be-
gründung zu der o. g. Bebauungsplanänderung wurde gebil-
ligt. 
Der Geltungsbereich der 4. Änderung umfasst die Teilgebie-
te 3 und 6 des rechtskräftigen o. g. Bebauungsplanes und 
beinhaltet folgende Flurstücke der Flur 5 in der Gemarkung 
Elstal: 44 bis 50, 51 (Humboldtweg), 52, 53, 63 tlw. 
(Scharnhorststraße), 64 (Hardenbergstraße), 65 bis 82, 83 
(Freystraße), 84 bis 89, 90 (Steinstraße) und 91 bis 107 
(genaue Abgrenzung siehe Anlage). 
Hiermit wird die als Satzung beschlossene 4. vereinfachte 
Änderung des Bebauungsplanes Nr. E 6 „Wohngebiet Eu-
lenspiegel-/Scharnhorstsiedlung“ bekannt gegeben. Am Ta-
ge nach der Bekanntmachung, am 26.10.2010, tritt die o. a. 
Bebauungsplanänderung in Kraft.  
Jedermann kann die in Rede stehende Satzung und die da-
zugehörige Begründung in der Gemeindeverwaltung Wus-
termark, Fachbereich II, Standortförderung und Infrastruktur, 

Zimmer 226, Hoppenrader Allee 1, 14641 Wustermark, 
während der Dienststunden  

Montag 9.00 – 15.00 Uhr 
Dienstag 9.00 – 17.30 Uhr 
Donnerstag 9.00 – 16.00 Uhr 
Freitag 9.00 – 12.00 Uhr  

einsehen und über den Inhalt Auskunft verlangen. 
Gemäß § 215 Abs. 1 BauGB werden eine Verletzung der in 
§ 214 Abs. 1 bis 3 BauGB bezeichneten Verfahrens- und 
Formvorschriften und beachtliche Mängel der Abwägung 
unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit 
dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Gemein-
de unter Darlegung des die Verletzung begründeten Sach-
verhalts geltend gemacht worden sind. 
Auf die Vorschriften in § 44 Abs. 3 und 4 BauGB Fälligkeit 
und Erlöschen von Entschädigungsansprüchen wird hinge-
wiesen. 
 

Wustermark, 20.10.2010 

gez. Schreiber 
Bürgermeister 
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Anlage 
Geltungsbereich 
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Öffentliche Bekanntmachung über die Zu-
sammensetzung des Wahlausschusses 

Gemäß § 16 Brandenburgisches Kommunalwahlgesetz und 
§ 3 der Brandenburgischen Kommunalwahlverordnung gebe 
ich nachstehend die Zusammensetzung des Wahlaus-
schusses der Gemeinde Wustermark, ab dem 01.08.2010, 
für die bestehende Kommunalwahlperiode öffentlich be-
kannt:  
Wahlleiter: 

Meik Fabian 
Dienstanschrift:  
Hoppenrader Allee 1 
14641 Wustermark OT Wustermark  

Stellvertretende Wahlleiterin: 
Angelika Rosenberg 
Dienstanschrift: 
Hoppenrader Allee 1 
14641 Wustermark OT Wustermark  

Beisitzer/innen: 
Nicole Mühlhausen 
Fehlerstr. 1 
12161 Berlin  
Horst Groß 
Gartenstr. 26e 
14641 Wustermark OT Elstal  
Günter Kienow 
Gartenstraße 18e 
14641 Wustermark OT Elstal  
Maria Kreuels 
Breite Straße 1b 
14641 Wustermark OT Elstal  
Helmut Lange 
Rudolf-Breitscheid-Str. 47a 
14641 Wustermark OT Wustermark  

Wustermark, 13. Oktober 2010  

gez. M. Fabian 
Wahlleiter 

Öffentliche Bekanntmachung über den Über-
gang eines Sitzes in der Gemeindevertretung 
Wustermark  

Gemäß den §§ 60 i.V.m. 51 und 50 Brandenburgisches 
Kommunalwahlgesetz gebe ich nachstehend den Übergang 
des Sitzes in der Gemeindevertretung Wustermark öffentlich 
bekannt:  
Mit Wirkung vom dem 09. Oktober 2010 geht der Sitz in der 
Gemeindevertretung Wustermark von Frau Margit Paul 
durch Verzicht auf Herr Frank Tybußek über.  

Wustermark, 13. Oktober 2010  

gez. M. Fabian 
Wahlleiter 

 
 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung über den Über-
gang eines Sitzes im Ortsbeirat Elstal  

Gemäß den §§ 60 i.V.m. 51 und 50 Brandenburgisches 
Kommunalwahlgesetz gebe ich nachstehend den Übergang 
des Sitzes im Ortsbeirat Elstal öffentlich bekannt:  
Mit Wirkung vom dem 11. Oktober 2010 geht der Sitz im 
Ortsbeirat Elstal von Herrn Oliver Kreuels durch Verzicht auf 
Herrn Daniel Bank über.  

Wustermark, 13. Oktober 2010  

gez. M. Fabian 
Wahlleiter 

 
 
 
 
 
 

ENDE DER ÖFFENTLICHEN BEKANNTMACHUNGEN 
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SONSTIGE AMTLICHE BEKANNTMACHUNGEN 
 

Gebührensatzung über die Straßenreinigung und den Winterdienst der Gemeinde Wustermark 
(Straßenreinigungsgebührensatzung) 

Vom 25.11.2009 (Amtsblatt Jahrgang 16 / Nr. 6 vom 24.12.2009, S. 35), geändert durch 1. Satzung zur Änderung der Gebüh-
rensatzung über die Straßenreinigung und den Winterdienst der Gemeinde Wustermark (Straßenreinigungsgebührensatzung) 
vom 07.07.2010 
 

§ 1 Benutzungsgebühren 

1) Die Gemeinde Wustermark erhebt für die von ihr nach 
Maßgabe der Straßenreinigungssatzung der Gemeinde 
Wustermark in der jeweils gültigen Fassung durchge-
führte Straßenreinigung sowie Winterdienst der öffentli-
chen Straßen Benutzungsgebühren nach § 6 KAG in 
Verbindung mit § 49 a Abs. 5 Satz 1 Nr. 3 BbgStrG. 

2) Das Gesamtgebührenaufkommen darf 75 vom Hundert 
der Gesamtkosten der Straßenreinigung nicht überstei-
gen.  

§ 2 Gebührenmaßstab 

1) Maßstab für die Benutzungsgebühr sind  
a) die Grundstücksseiten entlang der Straße, durch die 

das Grundstück erschlossen ist (direkte Frontlänge) 
und 

b) der Umfang der Straßenreinigung und des Winter-
dienstes durch die Gemeinde Wustermark. Festle-
gungen dazu trifft das „Verzeichnis der Reinigungs-
pflichtigen“ in der jeweils gültigen Fassung, welches 
Bestandteil der Straßenreinigungssatzung der Ge-
meinde Wustermark ist. 

2) Grenzt ein durch die Straße erschlossenes Grundstück 
nicht oder nicht mit der gesamten der Straße zugewand-
ten Grundstücksseite an diese Straße, so wird anstelle 
der direkten Frontlänge bzw. zusätzlich zur direkten 
Frontlänge die Länge der der Straße zugewandten 
Grundstücksseite zugrunde gelegt. Zugewandte Grund-
stücksseiten sind diejenigen Abschnitte der Grund-
stücksbegrenzungslinie, die mit der Straßengrenze 
gleich, parallel oder in einem Winkel von weniger als 45 
Grad verlaufen. Keine zugewandten Seiten sind die hin-
ter angrenzenden und zugewandten Fronten liegenden 
abgewandten Seiten. 

3) Grenzt ein durch die Straße erschlossenes Grundstück 
nicht oder nur zum Teil an diese Straße und weist es im 
Übrigen keine ihr zugewandte Grundstücksseite auf, so 
wird die Frontlänge bzw. Grundstücksseite zugrunde ge-
legt, die sich bei einer gedachten Verlängerung dieser 
Straße in gerader Linie ergeben würde. 

4) Wird ein Grundstück durch mehrere Straßen im Sinne 
der Straßenreinigungssatzung der Gemeinde Wuster-
mark erschlossen, so werden die Grundstücksseiten bei 
der Ermittlung der Gesamtfrontlängen entsprechend der 
erschließenden Straßen berücksichtigt. In solchen Fällen 
ist der Gebührentatbestand mehrfach verwirklicht und es 
sind für die Reinigung jeder dieser Straßen Gebühren in 
voller Höhe zu entrichten.  

5) Bei geschrägten oder abgerundeten Grundstücksgren-
zen wird der Schnittpunkt der geraden Verlängerung der 
Grundstücksgrenzen zugrunde gelegt.  

6) Wird ein Grundstück über eine unselbständige öffentli-
che Stichstraße oder einen unselbständigen Stichweg 
erschlossen, ist nur die an den Hauptweg angrenzende 
bzw. dem Hauptweg zugewandte Seite zugrunde zu le-
gen.  

7) Wird ein Grundstück durch den Wendehammer einer 
Straße erschlossen, sind der Frontmeterberechnung die 
Grundstücksseiten zugrunde zu legen, die in gleichem 
Abstand oder in einem Winkel von weniger als 45° zu 
einer gedachten geradlinigen Verlängerung der Straße 
verlaufen. 

8) Bei der Feststellung der Grundstücksseiten nach den 
Absätzen 1 bis 7 werden Bruchteile eines Meters gene-
rell abgerundet. 

§ 3 Gebührensätze 

Es werden folgende Gebührensätze je Veranlagungsmeter 
und Jahr festgesetzt: 
1) Straßenreinigung: 

a) Straßenreinigung auf der Fahrbahn 0,87 € 
b) Straßenreinigung auf dem Geh-  

und/oder Radweg 1,05 € 
2) Winterdienst: 

a) Winterdienst auf der Fahrbahn 0,64 € 
b) Winterdienst auf dem Geh-  

und/oder Radweg 1,02 € 

§ 4 Gebührenschuldner 

1) Gebührenschuldner ist der Eigentümer des erschlosse-
nen Grundstücks. Besteht für das Grundstück ein Erb-
baurecht oder ein Nutzungsrecht für die in § 9 des Sa-
chenrechtsbereinigungsgesetzes genannten natürlichen 
oder juristischen Personen des privaten oder öffentli-
chen Rechts, so tritt an die Stelle des Grundstückseigen-
tümers der Erbbauberechtigte oder der Nutzungsberech-
tigte. Bei ungeklärten Eigentumsverhältnissen ist derje-
nige Gebührenschuldner, der die tatsächliche Sachherr-
schaft über das Grundstück ausübt (Besitzer). 

2) Mehrere Gebührenpflichtige haften als Gesamtschuld-
ner. Dies gilt insbesondere auch für Wohnungs- und 
Teileigentümer im Sinne des Wohnungseigentumsge-
setzes. Die gesamte Gebührenforderung kann in diesen 
Fällen in einem Gebührenbescheid dem Wohnungsei-
gentumsverwalter übersandt werden. 

3) Bei einem Wechsel des Gebührenschuldners geht die 
Gebührenpflicht mit Beginn des auf den Wechsel fol-
genden Kalenderjahres auf den neuen Gebührenschuld-
ner über. 
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4) Die Gebührenschuldner haben alle für die Berechnung 
der Benutzungsgebühren erforderlichen Auskünfte zu er-
teilen. Sie haben zu dulden, dass Beauftragte der Ge-
meinde Wustermark das jeweils betroffene Grundstück 
betreten, um die Bemessungsgrundlagen festzustellen 
oder zu prüfen.  

5) Wenn sich im Einzelfall aus der Heranziehung der Ge-
bührenschuldner unzumutbare Härten ergeben sollten, 
können Ausnahmen von der Gebührenpflicht in Form 
von Stundungen oder Erlassen zugelassen werden. 

§ 5 Entstehen, Änderung und Fälligkeit 
der Benutzungsgebühren 

1) Die Gebührenschuld entsteht mit dem Beginn des Ka-
lenderjahres als Jahresgebühr. Wird die Straßenreini-
gung in der das Grundstück erschließenden Straße 
erstmalig im Lauf des Kalenderjahres regelmäßig durch-
geführt, entsteht die Gebührenschuld erstmalig zum Ers-
ten des auf den Beginn der Straßenreinigung folgenden 
Monats. In diesem Fall wird für jeden Kalendermonat, für 
den die Gebührenschuld besteht, ein Zwölftel der jewei-
ligen Jahresgebühr angesetzt. Die Gebührenschuld en-
det mit Ablauf des Monats, in dem die regelmäßige Rei-
nigung  der das Grundstück erschließenden Straße ein-
gestellt wird. 

2) Die Gebühr wird durch schriftlichen Gebührenbescheid 
festgesetzt und erhoben. Ein neuer Gebührenbescheid 
wird nur bei Änderung der Gebühr erteilt. Die Gebühr 
kann gemeinsam mit anderen Abgaben erhoben wer-
den.  

3) Bei einem Ausbleiben der turnusmäßigen Straßenreini-
gung auf der gesamten Straße über einen Zeitraum von 
weniger als 4 Wochen und bei Ausbleiben infolge von 
Winterwitterung und Feiertagen besteht kein Anspruch 
auf Minderung der Leistungsgebühr. Das Gleiche gilt bei 

unerheblichen Reinigungsmängeln, insbesondere wegen 
parkender Fahrzeuge, Straßeneinbauten und Straßen-
bauarbeiten nur auf einem Teilstück der Straße.   

4) Bei einem erheblichen Ausbleiben und erheblichen 
Mängeln (Minderungstatbestand) kann der Anspruch auf 
Gebührenminderung nur bis zum Ablauf der Wider-
spruchsfrist gegen den Festsetzungsbescheid bzw. Ab-
lauf des Kalenderjahres, für das der Minderungstatbe-
stand gelten gemacht wird, schriftlich beantragt werden.   

5) Die Gebühr wird in vierteljährlichen Teilbeträgen jeweils 
zum 15.02., 15.05., 15.08. und 15.11 eines jeden Jahres 
fällig, wenn die Gebühr 30,00 € übersteigt. Gebühren 
zwischen 15,00 € und 30,00 € jährlich werden jeweils 
zur Hälfte am 15.02. und 15.08. eines jeden Jahres fäl-
lig. Übersteigt die Gebühr nicht den Jahresbetrag von 
15,00 €, so ist der festgesetzte Betrag zum 15.08. eines 
jeden Jahres in einer Summe zu entrichten. Geht der 
Gebührenbescheid erst nach einem der genannten Fäl-
ligkeitstermine zu, wird der auf den jeweiligen bereits 
verstrichenen Fälligkeitstermin entfallende Betrag einen 
Monat nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides fäl-
lig.  

6) Auf Antrag des Gebührenschuldners kann nach § 28 
Abs. 3 Grundsteuergesetz die Gebühr abweichend von 
Satz 1, 2 oder 3 am 01.07. in einem Jahresbetrag ent-
richtet werden. Der Antrag soll spätestens bis zum 
30.09. des vorangehenden Kalenderjahres gestellt wer-
den.  

Bei Nichtzahlung oder nicht fristgemäßer Zahlung der Ge-
bühr, treten für den Gebührenschuldner Mahn- und Vollstre-
ckungsfolgen nach den haushaltsrechtlichen Vorschriften 
und nach dem Verwaltungsvollstreckungsgesetz Branden-
burg ein. 
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Hinweise zur Lohnsteuerkarte 

Steuerhinweise für Bezügeempfängerinnen und Bezügeempfänger 
 
Zum Jahreswechsel sind - wie alljährlich - einige lohnsteuer-
rechtliche Bestimmungen und Termine zu beachten: 
Keine Lohnsteuerkarte 2011 
Übergangsregelung für 2011 
Für das Jahr 2011 werden von den Gemeinden keine Lohn-
steuerkarten ausgestellt. Die Lohnsteuerkarte 2010 ein-
schließlich eingetragener Lohnsteuerabzugsmerkmale gilt 
auch für das Jahr 2011. Sämtliche  auf Ihrer Lohnsteuerkar-
te 2010 eingetragenen Lohnsteuerabzugsmerkmale werden 
deshalb programmgesteuert für das Jahr 2011 übernommen 
und beim Lohnsteuerabzug berücksichtigt. 
Eintragungen nicht mehr zutreffend 
Sollte die auf Ihrer Lohnsteuerkarte 2010 eingetragene 
Steuerklasse oder die eingetragene Zahl der Kinderfreibe-
träge ab dem Jahr 2011 zu Ihren Gunsten abweichen, so 
sind Sie verpflichtet, die Lohnsteuerkarte 2010 umgehend 
durch Ihr Wohnsitzfinanzamt ändern zu lassen. Dies gilt 
auch, sofern die Steuerklasse II bescheinigt ist und die Vo-
raussetzungen für die Berücksichtigung des Entlastungsbe-
trags für Alleinerziehende im Laufe des Jahres 2011 entfal-
len. 
Keine Lohnsteuerkarte 2010 vorhanden 
Hat die Gemeinde Ihnen keine Lohnsteuerkarte 2010 aus-
gestellt oder ist sie verloren gegangen oder zerstört worden, 
hat das Wohnsitzfinanzamt auf Ihren Antrag eine Beschei-
nigung für den Lohnsteuerabzug 2011 auszustellen. Diese 
Bescheinigung tritt an die Stelle der Lohnsteuerkarte 2011. 
Zuständigkeit des Wohnsitzfinanzamtes für alle Änderungen 
ab 2011 
Jegliche Änderung der Lohnsteuerabzugsmerkmale für das 
Jahr 2011 ist durch Ihr Wohnsitzfinanzamt vorzunehmen. 
Änderungen der Lohnsteuerkarte 2010, die das Jahr 2010 
betreffen, sind nach den bisherigen Zuständigkeitsregelun-
gen eintragen zu lassen. 

Aufnahme einer erstmaligen oder weiteren nichtselbst-
ständigen Beschäftigung ab 2011 
Für die Aufnahme einer erstmaligen oder einer weiteren 
nichtselbstständigen Beschäftigung stellt Ihr Wohnsitzfi-
nanzamt eine Bescheinigung für den Lohnsteuerabzug 2011 
aus. Diese Bescheinigung ist jedoch dann entbehrlich, so-
fern die ab dem Jahr 2011 begonnene Beschäftigung ein 
Ausbildungsverhältnis als erstes Dienstverhältnis darstellt. 
In diesem Fall werden die Steuerabzugsbeträge nach der 
Steuerklasse I ermittelt. Zusätzlich sind jedoch die steuerli-
che Identifikationsnummer, das Geburtsdatum und die Zu-
gehörigkeit zu einer steuererhebenden Religionsgemein-
schaft der Bezüge anordnenden Stelle formlos mitzuteilen 
und zugleich schriftlich zu bestätigen, dass es sich um das 
erste Dienstverhältnis handelt. 
Übergangsregelung gilt nur für Personen mit ständigem 
Wohnsitz im Inland 
Die vorstehende Übergangsregelung gilt nur für unbe-
schränkt steuerpflichtige Personen, d. h. nur für Personen 
mit ständigem Wohnsitz im Inland. Personen mit ständigem 
Wohnsitz im Ausland sind davon nicht betroffen. 
Übergangsregelung unter gesetzlichem Vorbehalt 
Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die vorste-
henden Ausführungen auf dem Regierungsentwurf zum 
Jahressteuergesetz 2010 (§ 52b Einkommensteuergesetz - 
EStG) basieren und somit unter dem Vorbehalt des In-
krafttretens dieses Gesetzes stehen. Es wird angeregt, sich 
zu gegebener Zeit anhand der verkündeten Fassung des 
Gesetzes zu informieren bzw. bei Fragen Kontakt mit Ihrer 
Bezüge anordnenden Stelle aufzunehmen (meist können 
Sie deren Kontaktangaben – Tel.-Nr. bzw. E-Mail-Adresse – 
Ihrer letzten Bezügemitteilung entnehmen). 

gez. Bundesamt 
für zentrale Dienste und 
offene Vermögensfragen 
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